
Rechtsprechung
Unfallschaden eines Ordensmannes

Ein UOrdensgeistlicher erlitt auf einer Straßenbaustelle einen schweren Un-
1all mı! dem Motorrad, OVO. nachhaltige körperliche SChädIgung und
Beeintrachtigung seiner Arbeitskraft davontrug. urch gericht!!  €es Urteil
WOarT der Baulirma und ihrem Vorarbeiter D3 der chu. dem Ordensgeist-
ichen 1/3 zugesprochen worden.
In einem chadenersatzprozeß, welchen der Ordensgeistliche die
Baulirma und ihren Vorarbeiler anstrengtle, wurde IN IT1 Nnsliunz fiolgen-
des _Urteil gefallt
Urteil des Zivilsenats des Oberlandesgerichts Bamberg V, 1959
Aktenzei:  en ayreu

Urteil
Die Anschlußberufung der Beklagten wird zurückgewiesen.

II Auf die erufung des Klägers wird das Urteil der ZiyE  ammer des
Landgeri  ts ayreu VO. pri 1959 ın abgeändert, daß die
Beklagten den Kläger weiıtere 3977,12 ne 4 9/0 Zinsen seit

MaärTz 1958 als Gesamtschuldner zahlen en
II Im übrigen wird die erufung des Klägers zurückgewiesen.

Von den KOosten des Rechtsstreits en die Beklagten 7/10 und der
Kläger 3/10 iragen.
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

T atbestand
Der Kläger er i 1954 auf der Landstraße zwischen UnN!| einen
Verkehrsunfa. egen des dus diesem Unfall entstandenen Schadens hat

durch die age VvVo: 1955 die Beklagten Nn chadensersatz iın
Änspruch genommen, und ‚Wal zunächst mit folgendem ntrag:

Die Beklagten werden gesamtverbindlich verurteilt, den Kläger
51,67 ne 4 97 Zinsen aus VO: 1955 bis 1955,
ferner aus 51,67 1955 ezahlen.
Die eklagten werden gesamtverbindlich verurteilt, dem äger ein der
ohe nach ın das Ermessen des CGerichts gestelltes Schmerzensgeld nebst
49/0 Zıinsen hieraus eit 1955 ezahlen.
Es wird festgestellt, daß die eklagtien gesamtverbindlich dem läger
en weiteren aus dem Verkehrsunfa. VO: 1954 entstehenden
Schaden erseizen en.
Die Beklagten en gesamtverbindlich die Kosten des Rechtsstreits 2
tragen.
Das Urteil ist eventuell Sicherheitsleistung vorläufig voll-
streckbar.
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Den ntrag Zifter nat sodann nicht weiılter geltend gemacht, ohne
auf den Spru verzichten (BI 142, 144 un! 159 () 155/55).
Das Gericht ma den Partejen 1957 folgenden Vergleichsvor-
S  ag

Zahlung eines chmerzensgeldes durch die Beklagten in Hohe VO.  v
000,— unter Zugrundelegung eines Ausgangsbetrages VON
000,— belı Verschuldensteilung 1;

hilfsweise Zahlung einer lebenslänglichen ente VO  z monailı 60,—
beginnend ugust 1957 untier Zugrundelegung einer mittleren
Lebenserwartung des jetz Te en Klägers VO:  } Jahren und
eiınes Kapitalendwertes des Schmerzensgeldes VO.  b 000,— VO.  >

461 ‚— pCI 1989
Im Termin VO| 1957 schlossen die Parteien sodann folgenden w1-
derruflichen ergleich:

Zur Abfindung des SChmerzensgeldanspruchs des Klägers aQus dem Un-
fall VO 1954 zahlen die Beklagten als Gesamtschuldner den
Kläger den Betrag VO. 000,—
Von den bis eute bereits entstandenen weiteren Unfallkosten tTragen
die Beklagten als Gesamtschuldner Z Jedoch höchstens 1 000,—
VO  y denen 1 200,— bereits bezahlt iınd.
Mit der Erfüllung dieses Vergleiches sınd samitiı gegenwärtigen und
zukünftigen Ansprüche des Klägers aus dem Unfall VO August 1954
ausgegli  en.
Die Kosten des Rechtsstreits tTragen die Beklagten.
Beide Parteien en das Recht, diesen Vergleich durch Einreichen eines
Schriftsatzes bis späatestens eptember 1957 widerrufen.

Der Kläger hat den Vergleich wıderrulfen 155 () 155/55).
Das Gericht erheß sodann 31 1957 folgendes Endurteil

Es wird festgestellt, daß die Beklagten verpflichtet SINd, gesamtverbind-
lıch dem Kläger en zukünftigen, ihm Qus dem Verkehrsunfal VO.

1954 entstehenden Schaden ersetzen.
Die Beklagten werden gesamtverbindlich verurteilt, den Kläger eın
Schmerzensgeld VO.  } 9 600,— ne 4 9/9 Jährlichen Zinsen eıt dem

1957 zahlen.
Im übrigen wird die age abgewiesen.
Die Beklagten haben gesamtverbindlich die Kosten des Rechtsstreits

Lragen, 1mM übrigen Täg siıe der Kläger.
Das Urteil ist für den Kläger 1Ne Sicherheitsleistung VO  — 500,—

vorläufig vollstreckbar.
In diesem Urteil hat das Gericht olgende Feststellungen getroffen:

ZU Schmerzensgeld:
Dagegen erschien billig, mit Rücksicht auf die Tatsache, daß die Be-
klagten 1ım Hinblick auf die Versorgung des Klägers ın der Klostergemein-
scha gen dessen Erwerbsminderung icht 1n Anspruch
werden, dies bei der Höhe des Schmerzensgeldes ahngemessen eTru:
sichtigen.
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Bezüglıch der Hohe des Chmerzensgeldes erscneın der Kammer der bereıts
VO. Einzelrichter vorgeschlagene Betrag VO  3 000,— unter eru  -
sicht1guUng des Mitverschuldens des Klägers 1/3 angeMe€ESSC. uUn! Q us$s-

reichend.
. . Feststellungsanspruch:

Der Kläger findet ofifenbar ın seiner klösterlichen Gemeinschaft, wı1ıe VOT

dem Unfall, die vVo Versorgung, auch wenn 61, wıe ekunde hat,
klösterlichen en nicht 1 vollen Umfang eilnehmen un! auch icht
gleichen Umfang wıe VOI dem Unfall at1ıg seın kann, un obwohl U1 -

sprünglich einer anderen Ordensprovinz gehört hat. Gleichwohl ist die
Möglichkeit nıcht miıt hinreichender Sicherheit auszuschließen, daß durch
die Anderung irgendwelcher mstande eZwungen wird, en des n{fall-
chadens die Beklagten einmal ın Anspruch nehmen. Die noch vorhan-
denen Unfallfolgen rechtfertigen aher, das Rechtsschutzbedürifnis für
den erhobenen Feststellungsantrag bejahen und diesem stattzugeben.
egen das Urteil ist VO.  - keiner e1te ein Re  smittel eingelegt worden.
Es i1st 11 1958 rechtskräftig geworden.
M iıt der agqe V O IN 195838 begehrte der Kläger VO  - der Be-
klagten weiteren Schadensersatz Verdienstausfall und Behandlungs-
kosten Er tellte folgenden Antrag:

Die Beklagten werden Gesamtschuldner verurteilt, den Kläger
6 650,91 ne 4 %/ Zinsen hieraus eıt MAärTz 1953 ezahlen
Die Beklagten en gesamtverbindlich die Kosten des Rechtsstreits
tragen.
Das Urteil ist evtl. gegen Sicherheitsleistung vorläufig vpllstreck—
bar

Die Beklagten beantragten Abweisung der age, vorsorglich aten sie
Vollstreckungsschutz,

Wegen des Parteivorbringens 1m einzelnen wiIird auf den der Schri{ft-
sätze ezug MeEN.
Das Landgericht hat nach durchgeführter Beweisaufnahme mıiıt Urteil VO.

1959 die Beklagten als Gesamtschuldner ZUr Zahlung VO:  - '
ne 4 9/0 Zinsen ab 1958 verurteilt un 1mM übrigen die age ab-
gewlesen. Es hat dem Kläger 8/9 und den Beklagten 1/9 der Verfahrens-
kosten auferlegt un! das Urteil Sicherheitsleistung für vorlä  19  -
vollstreckbar erklärt. Es hat ZUr egründung ausgeführt:
Der Kläger sel 1V egi  er Wenn auch 1n der Ablegung des TITmuts-
gelübdes bürgerlich-rechtlich 1ne Zessi1ion künftiger Forderungen den
en erblicken sel, sel doch der Kläger ZULXC TOZE.  TUNg durch
den en ermä!  19
Die Rechtskraft des Urteils VO: 31 1957 sie. dem Klageanspruch icht
entigegen. Soweit dort die age abgewiesen worden sel, habe sich das L1LLUFr
auf das Drittel der Schäden bezogen, das der äger nfolge seines Mit-
verschuldens selbst tragen habe Sie habe sich nicht auf den est-
stellungsanspruch bezogen, soweıt Ersatzansprüche bis TIa des
Urteils etiroilen habe, denn das Gericht se]l davon dQuSgegandgen, daß außer
dem Schmerzensgeld weiıtere Ansprüche nicht erhoben würden.
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Wenn auch In dem ersten rteil NUuFr 1Ne Feststellung für die zukünftigenund nıcht für die In der Vergangenheit liegenden Ansprüche getroffen WOT-
den sel, selen die hiler geltend gema  en, 1n dıe eit VOT dem TIa
des Urteils tallenden Ansprüche doch nıcht verjährt. Die Verjährung sel

lich en weiteren Schadens unterbrochen worden.
1Nsoweit durch rTrhebung der age auf Feststellung der Ersatzpflicht bezüg-
Infolge seiner Erwerbsheschränkung sSe1 dem Kläger un: nicht dem en
durch den Unfall eın Schaden entstanden Es werde ihm ‚Wäal nach WwWI1Ie
VOL VO  J dem en Unterhalt gewährt, darauf koöonnten sich die Beklagtennicht berufen Es sSe1 jedoch unter Berücksichtigung der InteressenlageZwischen Schädiger, Geschädigten un! dem en prüfen, 1eweit ıne
Anrechnung der Drittleistung berechtigt sel Auf jeden Fall mache sich der
Kläger 1m Kloster nutzlich und entilaste die übrigen Patres Diese Tätigkeitsel anzurechnen un: aiur ein Betrag VO  — monailı anzuseizen
Der Kläger mMUsSse sıch auch nach Ireu un! Glauben, nach den für den
Wesgtfall der Geschäftsgrundlage entwickelten rundsätzen einen eıil des
ihm rechtskräftig zuerkannten Schmerzensgeldes auf diesen Anspruch -rechnen lassen. Denn bei Bemessung der Hohe des ScChmerzensgeldes sel
das Gericht VO'  } der offensichtlich auch für den Kläger erkennbaren nna
[11€ qQus  angen, daß weitere Ansprüche gen Verdienstausfalls nıcht
geltend gemacht werden. Dieser Betrag werde auf geschätzt. Die
Rechtskraft des Urteils stehe dem nicht enigegen. Die erufung auf eın
alsches Urteil verstoße TIreu und Glauben
Unter Zugrundelegung e1ines Kaplangehaltes vVon bzw.
un! unter Anrechnung VO.  >J 70,— für die vVon: Kläger noch geleistetenDienste und eines Betrages VO  - 4 000 omm das Landgericht dem
Ergebnis, daß für den hier geltend gemachten e1traum eın Verdienstaus-
tall icht mehr entschädigen €]1.
Für arztliche Behandlung, Medikamente, Reisekosten un: MeßS8ßstipendienhat jJedo die begehrten Beträge zugesprochen.
Gegen dieses o 1959 verkündete, dem Kläger 1959 ZUYE-
tellte Trteil egte dieser 11 1959 fu eın un begründete G1E

1959 Er beantragt, das angefo  ene Tteil, soweit die age ab-
gewlesen wurde, aufzuheben und die Beklagten ZUT Zahlung VO  g weiteren
5 937,11 nebst 4 9/9 Zinsen hieraus eit 19538 verurteilen. Fuür
den all einer Zurückweisung der Berufung bittet Vollstreckungs-UT7Zz
Er Tag z Begründung VO Es sel ihm ein Schmerzensgeld von600 rechtskräftig zuerkannt worden. Eine Verrechnung e1InNes e1ıls die-
565 Schmerzensgeldes auftf den Jetz' geltend gema  en materj:ellen Schaden
erstobe die Rechtskraft des Urteils Die Verrechnung eINes imma-
terjellen Schadens mit einem materı2ellen sel auch echtlıch unmoglich. Die
Grundsätze über den Wesgtfall der Geschäftsgrundlage selen auf eın rechts-
kräftiges Urteil überhaupt nicht anwendbar. Im übrigen sel das rteil,
wenn ihm 9 600 Schmerzensgeld zugesprochen habe, angesichts der
Schwere der Verletzungen nicht Uunrichtig. Wären ihm NUTr 5 600
Schmerzensgeld zugesprochen worden, dann das Urteil angefoch-
ten. Er habe deshalb auch icht die Unrichtigkeit des Urteils gekannt un!



besondere msftiande, die seın Verhalten als sittenwidrig erscheinen lassen
könnten, selen nıcht gegeben ET habe das Urteil nicht erschlichen und dem
Gericht auch keinen nla der Annahme gegeben, daß keine Scha-
densersatzansprüche mehr tellen werde: 1 Gegenteil, habe 1m VorT-
prozeß schon auf den Verlust der Kaplanstelle hingewiesen un! gen der
materıjellen Schäden einen Feststellungsantrag gestellt.
Bei der Bemessung des Schadens gen Verdienstausfalls komme nicht
darauf d wıe sich seine Erwerbsbeschränkung 1 en ausgewirkt habe
Maßgebend sel vielmehr, daß nfolge der Verletzunag seıinen Beruf nicht
mehr ausüben könne. Seine Arbeitskra sel jetz glei null und könne
daher nicht mit 1m ona ewerie werden. Seine Bezüge als Kaplan
habe ganz verloren.
Die rechtskräftige Abweisung der age beziehe sich UTr auf 61n Drittel
der Schäden, 1 übrigen se1l die Urteilsformel nach den Gründen auszule-
gen Wenn das Landgericht den geltend gema:  en Feststellungsanspruch
bejaht habe, dann bedeute „zukünftiger“ Schaden „&.  er weiterer“ Schaden.
Die Verjährung sel durch rhebung der age unterbrochen worden:;:
habe s1e Nn1€e zurückgenommen, soweit der Feststellungsanspruch In Betracht
komme, 1 übrigen habe s1e innerhalb der 6-Monatefirist erneut erhoben
Wenn auch kirchenrechtlich ZUX Armut verpflichtet sel un!' seinen Ge-
haltsanspruch den en abgetreten habe, sel dies bürgerlich-rechtlich
ohne Bedeutung. Der Gehaltsanspruch sel In seiner Person entstanden und
amı auch In seiner Person der Schaden Fr habe infolge des Unfalls se1ne
kinkünifte verloren un deshalb sel auch der erglei mit en Beamten,

den das Gehalt weitergezahlt werde, nicht mödglich. Auf die freiwillige
Unterhaltsleistung des Klosters könnten sich die Beklagten soweni1g berufen
WI1Ie der Schädiger eines minderjährigen Kindes, das VO  ” seinen Eltern Un-
erhalt beziehe 843 Abs BGB ge auch hier.
Die Beklagten legten 1959 Anschlußberufung ein. Sie be-
antragten, die Berufung des Klägers kostenpflichtig zurückzuweisen und die
age ıIn vollem Umfang abzuweisen. Im Fall einer Verurteilung bitten s]1e

Vollstreckungsschutz. S1e tragen 5 Begründung ND I

egen die jetz geltend gema  en nsprüche werde der Finwand der
Rechtskraft erhoben. Das erste rteil habe festgestellt, daß er zukünf-
iger Schaden zZu erseizen sel un 1 übrigen die age abgewiesen. Nach
dem Sprachgebrauch darunter nıicht der ıIn der Vergangenheit,
VOL dem rteil enisiandene Schaden. Das ergebe sich auch aus den
Gründen des Urteils, das ewu für die Vergangenheit das Feststellungs-
ınteresse verneınnt un die age insoweit abgewiesen habe
spruch für die eit nach der etzten Verkündung des Urteils Das abe ZUI
Dem Grunde nach festgestellt sel auf jeden Fall 1Ur der Schadensersatzan-
Olge, daß über die jetz erhobenen Ansprüche auch dem IUn nach
noch zZUu enscheiden e1.  ®
Die Verjährung sel wohl unterbrochen worden durch die Feststellungs-
age Sie ge ber infolge Rücknahme der age, die darin liege, daß der
Kläger NUT auf Ersatz des weiıter entstehenden Schadens geklagt un diesen
ntrag jeweils wiederholt habe, für den Zeitabschnitt bis ZUuUr. etzten münd-
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lichen Verhandlung als zurückgenommen. TOFZ rhebung der Klage
Z 1958 selen die VOTI dem 195 entstandenen Ansprüche Vel-

jähr
Die Anrechnung der 4 000 auf den materlellen Schaden S11 echt
erfolgt Der Kläger habe n1ıe behauptet, daß gen des Unfalls einen
Verdienstausfall habe ET habe durch Verschweigen des Bestehens mate-
jeller Ansprüche bei Gericht einen Irrtum erregt und dieses auf dem lau-
ben gelassen, daß selbst Wesgtfalls der Kaplanbezüge N seiner
Versorgung In der klöosterlichen Gemeins  aft keinen Verdienstausfall e1-
leide und geltend mache. Auch aQus dem Vergleichsvorschlag des Gerichts
habe ersehen, daß ihm nach Auffassung der Beteiligten en maierijeller
Schaden nicht erwachsen sel. Er habe nıchts elan, diesen Eindruck rich-
Ug tellen Er habe erkannt, daß ıhm ein er Schmerzensgeldbetrag
NUur nfolge des VO:  - ihm selbst erzeugien Irtums des Gerichts TO-
chen worden sSel un sSe1] für einen Ordensgeistlichen besonders VOeI-
werflich, WEeNN diesen Irrtum N ausnutze un sich auf die Rechtskraft
der unrichtigen Entscheidung berufe die Beklagten innerhalb der
Rechtsmittelfrist darauf hinzuweisen, daß noch erhebliche materielle An-
sprüche für die Vergangenheit tellen werde, habe die Rechtskraft des
als unrichtig erkannten Urteils abgewartet, die Beklagten miıt seinen
weiteren nNnsprüchen überraschen.
Der Kläger selbst sel nicht geschädigt, seine ermögenslage VOTI und nach
dem Unfall unverändert. Er werde ın der Klostergemeinschaft entl-
sprechende Dienstleistungen versorTgtl. Seinen Gehalt habe der en eI-
halten, der als Drittgeschädigter keine Nnsprüche geltend machen un:!
er auch den Kläger ZUIXI Prozeßführung nicht ermächtigen könne.
Der Kläger leiste jetz die Tbeit eines Ersatzpaters. Der Wert dieser ArT-
beit sel mit her ger1ing angesetzt.
Übergeben wurde VO  — dem Kläger eın Te1iben VO' 1957 (BI 114)

Entscheidungsgründe
Die Berufung des Klägers ist statthaft, form- un: iristgerecht eingelegt und
begründet worden un: er_I zulässig. Das gilt auch für die nschlußbe-
rufung der Beklagten. Die Berufung des Klägers auch ZU. eil Er-
folg, nicht dagegen die nschlu.  erufung der Beklagten.
Die Aktivlegitimation des Klägers ist bejahen Der Kläger ist Ange-
höriger des Ordens Uun! hat als solcher bei SEeINEeTr endgültigen Auf-
nahme In den en uch das f{eierliche Gelübde der ImMU abgelegt.
Dieses Gelübde ist der ireiwillige Verzicht des Religiosen auf Privateigen-
ftum zugunsten der klösterlichen Gemeinschaft es WwWäas Vermögens-
werten besitzt, ist emeingut des erbandes ET verliert Wal ıcht die
Fähigkeit, durch Rechtsgeschäfte, enkung der erwerben:
wWwWäas aber erwirbt, erwirbt dem Kloster bzw. bei einem Mendikanten-
orden dem päpstlichen (can. 5831—582 CIC; vgl ferner Eichmann,
Kirchenrecht, Aufl Band 495 If; Hanstein, Ordensrecht 165) Diese
Unfähigkeit, 1NEeEUeE uter für sich erwerben, ist ber NUur irchenrechtlich
VO Bedeutung. Nach bürgerli  em echt ist der Ordensangehörige rechts-
und erwerbsfähig. Er kann Eigentum unbeschränkt erwerben und übertra-



gen Sollen dus der egung der Gelübde zivilrechtli UnN! ich-
ten hergeleite werden InNnUuUSSeN S1e durch besonderen privatrecht-
ichen Vertrag für den bürgerlich rechtlichen Bereich wıirksam gemacht
werden (can 581 vgl ferner Hansteıin 316 z Das echt der

Meurer, Derkatholis  en en und ongregatiıonen Bayern 141
exX un das ayer Staatskirchenrech 47) Fuür das
estiehen solchen besonderen Vereinbarung 1s! VO  } den Beklagten
nichts vorgetragen
Das Landgericht hat der egung der Gelubde bürgerlich echtlich 1ıne

Abtretung künftiger orderungen des Klägers seiıinen en gesehen
(janz abgesehen davon, daß die fejerliche Profeß 1Ur kirchenrechtliche Be-
deutung hat nach ihrem anzZenN 11n un WeCc sich darauf auch be-
chränkt un deshalb ZUI TZEeUgUNGg bürgerlich-rechtlicher Wirkungen e1in

besonderer sa erforderlich Wale, warTe 1Ne solche ession er
künftiger Forderungen dieser allgemeinen Form Nn ihrer fehlenden
Bestimmtheit Oder Bestimmbarkeit auf jeden Fall unwirksam Eine Ie-
LUNg künftiger Forderungen ist wohl möglıch ber die Rechtsgrundlage der
Forderung muß bereits ausreichend bezeichnet werden daß die orde-
FunNng auch individuell esiimm:' werden kann ufl Anm
E 398 T0*F Staudinger, Q  o Auflage Anm d  7K 308 Palandt Aufl
Anm Uun!: U  U 398} Eine Verpflichtung des Ordensangehörigen, Se112

künftiges Vermogen dem en übertragen, Wäalke ebenfalls ohne recht-
liıche Wirkung ($ 310 BGB)
Die Aktivlegitimation des Klägers ann auch nicht miıt der Begründung be-
en werden, habe O h nforderung das Kloster abgetreten
(janz abgesehen davon, daß 1DNe€e so Abtretung gen $ 400 RGB L1UTr
den durch F7} 850 ZPO gezogenen TeNzen möglich warTe, macht der Kläger

nicht ıne Lohnforderung, sondern 1N€e chadensersatzforderung gen
erminderung SC1INeT Erwerbsfähigkeit gem 843 ’BGB geltend Daß diese
nOoch nicht feststehende orderung schon OIqUS se1inen en abge-
treten hat ist VO'  - den Beklagten nicht behauptet ganz abgesehen auch
hier VO:  - der rage ihrer Abtretbarkeit (vgl 850 ADs Ziffer ZPO
Palandt a.Ö0 Anm Y  ö 843 un:! Anm & 400) ESs bedartf deshalb
nicht der VO Landgericht gewählten ONSITIU.  1073 VO  v dem en
stillschweigend erteilten Ermächtigung ZUT Prozeßführung durch den K13-
Jgel, wobel noch en Wale, ob dann der Kläger nicht auf eistung den
en klagen HMLUSSEN.

Eine andere Tage ist e ob der Kläger nfolge der inderung sSec1iNe

Erwerbstätigkeit Schaden erlıtien hat, den ihm die Beklagten als
Schadensverursacher ersetzen en Sie bestreiten solchen Scha-
den mı1 der Begründung, der Kläger sSse1 nicht Lohnempfänger gewesen,
sondern der rden, un! der wirtscha  ichen Lage des Klägers habe sich
nfolge des Unfalls nicht geänder‘ denn werde nach wWI1e VOT VO'  z dem
en versoTrgt Dieser und icht der Kläger SsSe1 geschädigt
Der Kläger ist als ÖOrdensgeistlicher der Seelsorge atıg Er wurde nach

uskun des Generalvikariats VO 3 19538 (BI auf
oTrS  ag des ÖOrdensprovinzlal auf cdie Stelle Kaplans der Pfarrei
berufen ET wurde 1Iso w1e jeder andere Geistliche mM Kaplan ernannt un:
amı eın Dienstverhältnis Ööffentlich-rechtli  er atur dem Oberhirten
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begründet (vgl Eichmann a.a.Q© 447) Das Zusammenwirken zwischen
en Uun!: Oberhirten entspricht der Regelung 1im kanonischen echt (can.
476 Ö Als nhaber dieser seit 1937 errichteten Kaplanstelle wıird
auch der Kläger durch das Bischöfliche Finanzam VO Biıschof besoldet
Wie bei der Ernennung e1InNes Beamten erfolgt die Auszahlung der Bezüge
auf TUn einer Kassenanwelsung das Bischoöfl Finanzamt. Der Kläger
un nicht der en hat Anspruch auf die Vergütung eines Kaplans, die
besoldungsrechtlich MNau geregelt ist (vgl Eichmann a.a.Q0© 447)
Zwischen Orden und Oberhirten ist vertraglich I11LUT estimmt, daß der Or-
den die Pfarrei verwesti. Alles andere olg den gleichen Bestimmungen
wWwI1e bel der Besetzung einer Kaplanstelle durch einen gewöhnlichen e1ist-
lichen. Es ist nicht iwa vereinbart, daß der en seinen Geistlichen dem
Oberhirten als Arbeitskra gleichsam auslel. un aIiur bezahlt WITrd.
Daß der Gehalt tatsächlich nicht den Kläger, sondern mıiıt seinem Fın-
verständnis das Kloster überwiesen und dort ıIn einer gemeinsamen
Kasse verwaltet wurde, entspricht dem Ordensgelübde Un ıst bürgerlich-
rechtlich als InNne Abtretung der Gehaltsforderung durch den Kläger
seinen en anzusehen bzw. als 1ne Tmachtigung die Finanzkasse,
den Gehalt aufend den en auszuzahlen. un! 1n welchem Umfang
das echtlich wirksam ist, kann hier auf sich beruhen Auf jeden Fall ist
1Ne so. Zession ohne Einfluß daraurf, ob der Kläger durch 1Ne inde-
Trung seiner Erwerbsfähigkeit einen Schaden erleıde Die ente nach 843
BGB ist eın besonders gearteter Schadensersatz Tüur dQus VEICGANGgECNET Dr>-
sache 1n der Zukunft erwartende e1le Maßgebend sind dabei die
körperli  en, wıe die Berufs- und Erwerbsvexrhältnisse des Verletzten Der
Schadensersatz wIird geleistet für den Verlust der Arbeitskraft, allerdings
1m Rahmen des nach den Verhältnissen anzunehmenden wirklichen wirt-
schaftlichen eıls, der den Verletzten nfolge des Unfalls getroffen hat
GRK Anm Un!| x 843 898) Äuch WenNnn der Kläger seıne
Gehaltsforderung den en abgetreten hat, 1nNe Abtretung, die 1m
übrigen mit der Einstellung der Gehaltszahlung durch den Bischof und -
erweitigen Besetzung der Kaplanstelle jede Bedeutung verloren hat, hat

einen nspruch aQuUs d  A 843 BGB un nicht der rden, der als Zessionar
infolge der Zahlungseinstellung ebenfalls, aber NUur miıttelbar geschädigt
ein mäaQg.
ÖOÖhne Einfluß auf die Schadensersatzpflicht der Beklagten ist auch, daß
der Kläger die Einkünfifte als Kaplan nicht für sS1ch behalten un sich bel
ihm durch den Unf{all, wirtschaftlich betrachtet, nichts geänder hat, weiıl

nach wı1ıe VOT VO  - dem en versorgt WITd. Rıchtig ist ZWAüäT, daß die
Zubilligung einer ente nach N  Q 843 BGB einen - Vermögensschaden, 1Iso
iıne Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage Vvoraussetzt un: daß sS1e
den wec hat, den Unterschied Zwiıschen dem Zustand VOT un nach dem
nfall auszugleichen (Staudinger Anm C  C 843 BGB) Wer Iso
VO  } den Einkünften se1ines VermOögens bisher gelebt un: VOo  z seilner Er-
werbsfähigkeit keinen Gebrauch gemacht hat un! voraussichtlich auch
künftig keinen Gebrauch machen WITd, hat durch den Verlust Se1INeEeT Er-
werbsfähigkeit keinen Schaden erlıtten. Das trifft hier ber nicht Der
Kläger bisher chon VO'  -} seiner eltskra Gebrauch gemacht
Wäar als Geistlicher äat1ig un! aiur ine Bezahlung erhalten und
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das auch In Zukunfift Daß seinen Verdienst einem anderen
zuwendet, sel unentgeltlich oder IUr 1ne Gegenleistung, un! auch ın
Zukuntift zugewendet a  e, berührt den ädiger nicht.
Ebenso ist ohne Bedeutung, daß der Kläger auch eutie ıIn gleicher
Weise W1e W dem Unfall VO  - dem en versorgt wiITrd, un wWwWarl auf
ITun: der bei legung der Gelübde und bel uinahme ın den en VO  -
beiden Seiten eingegangenen Verpflichtungen. Richtig ist ZWOül, wIie die Be-
klagten ervorheben, daß N  Y 843 Abs RBRGR den Fall regelt, daß QeTt Un-
fall fÜür die Unterhaltsleistung des Dritten adäquat ursächlich WAaäl, der
Unterhalt also VO  — dem Drıtten gen des Untalls geleistet wurde, un: daß
1es hier sich verneinen waäre. Erst recht aber kann sich der ädiger
nicht darauf berufen, dem Verletzten se1 VO:  — einem Dritten unabhängig
VO Unfall Unterhalt gewährt worden. Ist die Unterhaltsleistung keine
adäquate olge des Unfalls, dann ist fur ine Vorteilsausgleichung üÜDer-
aup kein atz Der 1nnn des Ö 843 Abs BGB ist NUL, hervorzuheben,
daß iıne solche Vorteilsausgleichung dann nicht 1n Betracht kommt,
gen des Unfalls ein Duitter Unterhalt eisten muß der eistet, sel auf
TUn Vertrages Ooder auf IUn Gesetzes. Die Vermögenslage des Klä-
gers hat sich der Unterhaltsleistung des Osiers die ihımm entgehen-
de Erwerbsmöglichkeit verschlechtert.
Es omm deshalb auch nicht, wıe es das Landgericht unier Berufung auf
BGH NJ  s 1957, 138 BG DE hat, auf ıne Prüfung der
Interessenlage a wı1ıe s1ie infolge des Unftalls zwischen adiger, Ge-
schädigtem und dem leistenden Dritten besteht. Die ewährung VO.  - Nier-
halt seitens des Ordens ıst eine adäquate olge des Unfalls, dem Kläger
fheßt nfolge des Unfalls nichts besonderes das auf ıne Vorteilsausglei-
chung hin würdigen wäre. FEs omMMmMm deshalb auch nicht darauf w1ıe sich
der Austfall des Klägers im Rahmen des ges rdens finanziell aus-

WIT. der 1 übrigen einen anderen Ordensgeistlichen für die Kaplanstelle
ZU Verfügung tellte
Es WITd auch nicht {wa 1ne ente für einen Ze‘itrauin verlangt, In welchem
der „Arbeitgeber“ des Klägers, hier 1Iso der Bischof und nicht der en
den ehalt weiterzahlte:; s1ie bezijeht sich vielmehr auf einen Zeitraum, da
jede Zahlung eingestellt und die Stelle mıiıt einem anderen Geistlichen be:
seiz Wä.  — Aus dem gleichen TUN! verbietet sich auch e1n erglei mit
der Regelung 1m Beamtenrecht ($ 139 DGB, 168 BBG d. F J vgl BG 21
120; BG  I NrT. y  d BGB) Die Bischöfliche Finanzkammer eistet
keine Versorgungsbezüge auf TUN! des Unfalls, Jganz abgesehen davon,
daß sich hier ıne gesetzliche Sonderregelung handelt, die eine ent-
sprechende Anwendung auf Geistliche verbietet, auch wenn die ellung
eiınes Beamten und Geistlichen beamtenrechtlich gesehen weitgehend über-
einstimmt.
Die Rechtskrafit des Urteils VO 1957 (3 0 155/55) ste dem hier
erhobenen SDTIU! nicht Das Landgericht 1n diesem rteil
festgestellt, daß die Beklagten verpflichtet selen, dem äger „allien -
künftigen“ Schaden aus dem Unfall ersetzen 1 I Es hat
weiter die Beklagten ZUI Zahlung eines Schmerzensgeldes verurtel.
i} II) un 1 übrigen die Klage abgewiesen 1 IIT) Im rteil selbst
ind keine Ausführungen darüber enihalten, worauf sich die ageabwei-



SUNGg bezogen hat Es kann auch dQus dem usammenhang, Qus der
Reihen{folge der einzelnen Zıiffern Urteilstenor insoweit nichts entnom-
Me  =| werden. Die ageabwelisung hat Ss1cCN auf jeden Fall auf den eil
der erhobenen nsprüche bezogen, der dem Kläger nfolge seines Mitver-
schuldens nıcht zugesprochen wurde. Das ıst unstreitig. Dafür SpIricht auch
1171 übrigen die Einleitung den Urteilsgründen, wWenn hier el die
age sel 1mM wesentilı  en begründet, denn el eklagte wurden dem
Kläger nach Maßgabe des erkennenden e1ls für den ıhm aQus dem Unfall
entstandenen Schaden haiften und treffe s1e 2/3 der chu diesem
Untall

Die Beklagten wollen die Abweisung der age auch darauf beziehen, daß
das Landgericht 1mM egensatz dem Klageantrag, der auf Feststellung
der Ersatzpflicht der Beklagten ezügli en weiteren Schadens YC-
richtet Wal, diese Feststellung 1Ur fUur den ın Zukunft entstehenden Schaden
getroffen habe, wWas sıch also 190088 auf die eit nach der etzten muündliıchen
Verhandlung bzw nach Verkündung des Urteils beziehen köonne. Die AÄAus-
führungen des Landgerichts ZU. Feststellungsanspruch weıisen wohl darauf
hin, daß ZULXI Begründung des Rechtsschutzbedürfnisses für den Fest-
stellungsantrag davon qQus  € Wäl, daß Wäal für die eit unmılLielbar
1Im Anschluß den Untftall außer dem Schmerzensgeld chadensersatzan:-
sprüche nicht erhoben werden, aber mit solchen rechnen sel, der
Kläger durch die Anderung irgendwelcher Umstände eZWUNgEN werde, die
eklagten einmal ın ÄAnspruch nehmen. Das Wal ber 1Ur e 1n TUN:
FANdE Bejahung des Feststellungsinteresses. Andererseits hat das Landgericht
abschließend das Rechtsschutzbedürfnis, wie in den Urteilsaründen el
für den erh e  E Feststellungsantrag bejaht, der sich ab  T auf en
weiteren Schaden bezogen hat Wenn sich 1ne Partei ber en weıteren
Schaden vorbehält oder insoweit sich mit einer Feststellung begnüdgt, viel-
leicht weil sie den Anspruch noch nicht beziffern kann, dann kann dies VO

Gericht, welches dieser Klageantrag gerichte ist, ebenso wI1ıie VO Geg-
NeT nicht 1in verstanden werden, daß sich dies eiwa auft die eit nach
TIa. des Urteils bezieht. er weiterer Schaden edeute hier jeder Scha-
den, der mıit dem Unfall zusammenhängt, aber Qus irgendwelchen Gründen
noch nicht ı1n Form der Leistungsklage geltend gemacht werden kann. Eine
solche Formulierung des Klageantrags kann nicht anders verstanden WEel-
den, wie wWEeNn der Kläger die Feststellung ezügli en künftigen Scha-
dens verlangt Und diesem ntrag des Klägers hat das Landgericht,
wenn auch ın anderer Formulierung, entsprochen

AÄAuch das Landgericht, dessen Berichterstatter auch dem ersten Trteil in
gleicher Eigenschaft mitgewirkt a  e, hat In dem jetzigen Verfahren „der
lageabweisung 1m übrigen“ nıcht die Bedeutung beigemessen, wWw1e sS1e die
Beklagten ihr eilegen wollen, un ausgeführt, es habe 1Ur über die 1n der
Zukunft liegenden nsprüche 1Ne Feststellung TrTeffen wollen, über die In
der Vergangenheit liegenden nsprüche Der nıcht entschieden un er
die age insoweit auch nicht abgewilesen. Dazu ist bemerken, daß
bei einer Auslegung des Urteils mit selner Gründe wIıe ] der Aus-
egung einer Willenserklärung nicht darauf anzukommen hat, Was das
Gericht innerl! gewollt hat, sondern darauf, wWas es tatsächlich erklärt hat
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un wIl]ıe das arte unter Berücksichtigung er mstande nach Ireu
un CGilauben und der Verkehrsauffassung für die Parteien verstehen
Wa  S Diese Auslegung ber dem oben bereıits ausgeführten Er-
gebnis, daß rechtskräftig 1ine Feststellung getroffen wurde 1m Sinne des
Antrags des Klägers Dieser deshalb auch keinen nla wegen Ab-
WeiIsung seiner age 1m übrigen erufung einzulegen, weil das Land-
gericht seıin Feststellungsinteresse amı begründet e, esS sel In Zu-
un mit weiteren nsprüchen bel veränderten Verhältnissen rechnen,
andererseıts ber fur die Vergangenheit un Gegenwart keine Feststellung
getroffen hat, daß solche Nnsprüche nıcht estehen, 1m Gegente!ll abschlie-
Bend den VO. Kläger erhobenen Anspruch hne ZzZeıtl Einschränkung
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklarte das Landgericht S@]1-
nerzeit das Feststellungsbegehren ezüglı der DIS ZUI etzten mündlichen
Verhandlung ın Betracht kommenden Schadensersatzansprüche ber VOeI-

neinen wollen, dann dies auch irgendwie . Ausdruck kommen
müssen, und Wäal unier arlegung der Gründe für ine so Ablehnung.
Das waäaär ber nicht der Fall.
Wollte InNnd  - ber der Auffassung des Landgerichts iolgen, dann würde
bezüglich der vorliegenden Ansprüche, soweıt s1e In den Zeitraum bis ZUr
etzten mündlichen Verhandlung (31 fallen das Urteil selbst
ist VO: 1957 und die Rentenansprüche erstrecken Ssich auf die Zeit
bis <l 1957 einer Feststellung der chadensersatzpflicht der Be-
klagten fehlen und wären se1tens des Erstgerichts weiıtere Ausführungen
dazu erforderlich GgewesSsen, Warum die Beklagten des Schadens tragen
en. Für das Berufungsverfahren würde sich allerdings 1Nne solche Prü-
fung erübrigen, da die rklärung der Beklagten, s1e würde alle Finwen-
dungen, die s1e 1 Vorprozeß ZU. Grunde des Nspruchs gebracht aben,
auch den jetzigen nsprüchen entgegenhalten, keine ordnungsgemäße Be-
gründung der erufung enthäalt. Die Verweisung auf Ausführungen ın einem
anderen Re:  sstreit genügt nicht, auch wenn die en hierüber dem (je-
richt vorliegen (Baumbach Anm. ZU 519 ZPO) Schließlich wäre, der
Auffassung des Landgerichts folgend, noch ıne Prüfung der rage an-
laßt gEeEWESEIN, ob der hıer erhobenen age der Einwand der Rechthängig-
eit entgegengehalten werden könnte Das müßte allerdings 1 erhältnis
zwischen Feststellungsklage und Leistungsklage verneint werden (Baum-
bach Anm ZU 263 ZPOÜ)
Hat aber das Landgericht seinerzeit entsprechend dem VO: Kläger gestellten
ntrag entschieden, dann sind die Beklagten verpflichtet, dem Klager 2/3
des ihm entstandenen Schadens erseizen, und inwendungen insowelt
ausgeschlossen. Dann ind aber auch die jetz erhobenen Ansprüche auf
chadenersatz icht verjährt. Sie waäaren 1m übrigen auch nicht verjährti,
We Ina  g mit dem Landgericht annehmen wollte, habe über den est-
stellungsantrag icht entschieden, soweit dieser Ansprüche betraf, die VOIL
der etzten MUN:  en Verhandlung lagen. ann wurde die Ver)jährung
jedenfalls durch die rhebung der Feststellungsklage iın dem ersten echts-
streit unterbrochen ($ 209 BGB) und diese Unterbrechung dauerte fort bis
ZUur rechtskräftigen Erledigung jenes Prozesses (S$ 211 217 BGB) echts-
kräftig ist dieses rteil seit dem 1958 un 1958 wurde
die Leistungsklage erhoben. Der Auffassung der Beklagten, durch ständige
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Wiederholung des auf Ersatz en weiıleren Schadens gerichteten Feststel-
lungsantrages habe der Kläger aulie des wel Te dauernden Pro-
Z65565$ Jeweils ezügli des VOI der Antragstellung liegenden Zeitraums
die age Zurückgenommen, kann nicht gefolgt werden Der Kläger hat
ediglı SCc1iNen der erstien mundlıchen Verhandlung gestellten ntrag
jeweils wiederholt der auf Ersatz en weıtleren Schadens dem Umfang
gerichte WAäT, w1e mıt der age verlangt wurde S5SoWwen1g WI1IEe Vel!-

p  1  e WAdal, auie des Rechtsstreits VO  — der Feststellungs- Zn  H LQl
stungsklage überzugehen, un! aQus Unterlassung {Iiwa geschlossen
werden könnte, abe age zZurückgenommen, sOWEelt die Lei-
stungsklage erheben können, SOWEN1G IMUu. hier sSe1iNenN eststel-
Jungsantrag dem Zeitablauf un iıhn iwa formulijeren, daß die
Feststellung der Schadensersatzpflicht ezügli des entstandenen un: noch
entstehenden Schadens verlange.
Vergeblich wendet sich die erufung des Klagers dagegen, daß das Land-
gericht die ihm verbliebene Arbeitskraf mıit 70,— monatlich ewerte
hat Der Kläger ist nıcht voll erwerbsunfähig Nach dem Vorprozeß C [I-

statteten uta:  en der Chirurg Univ -Klınik rTlangen VO 1957 WaTl

twa Beginn des hier Betracht kommenden Zeitabschnittes 0/9
und nde des Abschnittes 60 9/o erwerbsgemindert Diese TZLI-
licherseits festgestellte Erwerbsminderung hat ber nıcht twa Z olge
gehabt daß der Kläger als Geistlicher der ihm sonstwıe zumut-
baren Weise 1Ne Tätigkeit überhaupt nicht mehr ausüben könnte Er -
talıgt sich vielmenr aushilfisweise der Seelsorge bei Kranken un!

Altersheim ETr 1es5 Messen un predigt gelegentlich Er auch
wıeder O{iIOTITAa! Dann kann Arbeitskra icht mıt Null bewertet
werden, wenn auch keinen Religionsunterricht mehr halten un nfolge
seıner Gehörverletzung Beichtstuhl 1U beschränkt wirken kann Daß
aIiur keine Bezahlung erhäalt VO  } den Meßstipendien abgesehen, 15 Tür
die Tage, wıeweıt noch bestehende Arbeitskra: Del der Bemessung
der ente 1155 Gewicht ohne Bedeutung, WI1Ie auch nicht darauf -
OomMmMm daß SE en die Kaplanstelle mi1t anderen Geistlichen be-

hat der die bisherige rbeit des Klägers übernommen hat Er muß
dann 1Ne Beschäftigung suchen, und besteht auch kein Zweiflel daß €&

S16 bel dem herrschenden Priestermangel auch finden wird
beschränkte Arbeitskra: einsetizen kann, daß S1ie entsprechend enilohn
wird Seine 1U beschränkte Arbeitsfähigkeit hat jeden{falls keinen otal-
schaden ZUI olge Zutreifend hat das Landgericht diesem noch nutzbaren
eil der Erwerbsfähigkeit des Klägers miıt ona ewerte Wäas

{wa 1/5 seıines Einkommens als Kaplan entspricht
Die Berufungdes Klägers ber insoweit Erfolg, als S1ie sich die
Verrechnung ihm früher zugesprochenen etrages VO. 4 000 auf
die nunmehr geltend gemachte enite wendel. Er beruft sich mıiıt echt au{f
die Rechtskrait der damaligen Entscheidung, durch we ihm e11 Betrag
von Y 600 als Schmerzensgeld zuerkannt wurde, Das Landgericht
bei der Prüfung dessen, Was Sinne des T72£)  T72£) 847 BGB der Billigkeit ent-
SprTl| auch darauf hingewiesen, daß die Beklagten egen ET-
werbsminderung des Klägers In  1E auf Versorgung Kloster
nicht Anspruchgwerden, un! dies bel der Höhe des chmer-
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zensgeldes „angemessen” berücksichtigt. Diese Annahme des Gerichts hat
sS1ich als unr  19 erwlesen, denn der Kläger er alsbald nach Rechtskraft
dieses Urteils die age auf chadensersatz N Erwerbsminderung.
Die herrschende Meinung versagt e1iner Parteı die: erufung auf die echts-
Tra des Urteils, wWenn sie dieses 1n arglistıger Weise erschlichen hat, un
das wird auch VO  - den Beklagten geltend gemacht. Der Kläger hat ber
das Gericht nicht getäuscht, wenl dieses auch glaubte, werde als OTr-
densangehöriger keinen Erwerbsschaden geltend machen. achdem der
Kläger die Feststellung en weiteren Schadens verlangt un: auch auf den
Verlust der Kaplanstelle hingewlesen a  e, wenn auch 1im Zusammenhang
miıt der Bemessung des Schmerzensgeldes, WaäarTr nicht verpflichtet, die
Beklagten ausdrücklich darauf hinzuwelsen, daß gen seiner Erwerbs-
minderung noch Schadensersatzansprüche geltend machen werde. Der dem
Urteil vorausgehende widerruifliche Vergleich VO. 1957 (BI 150
sa wohl, wıe solche Vergleiche 1 allgemeinen, insofern ıne Generalbere!l-
N1gung VOT, als der Kläger IUr den bisher entstandenen Schaden einen
Betrag VO  '3 1 600,— erhalten und auf alle künftigen Ansprüche Vel-

zichten sollte Diesen Vergleich hat der Kläger ber widerruifen un el
auch auf den Verlust der Kaplanstelle un! darauf hingewlesen, daß nicht
damit rechnen sel, daß el ine solche Stelle jemals wieder erhalten
werde. Wie sich aQus dem reiben seines Korrespondenzanwalts VO

1957 (BI 114) ergibt, die nOoch erwartenden erheblichen Be-
handlungskosten und der Verdienstaustfal. der rund, den erglei
widerrufen. Wenn se1ın Prozeßbevollmächtigter dies LU  - nicht mit ljetzter
Deutlichkeit herausstellte, daß der Eindruck entstehen konnte, seine
Ausführungen über den Verlust der Kaplanstelle könnten sich auf die Be-
MESSUNG des Schmerzensgeldes ezjenen, dann kan daraus noch nicht auf
eın arglistiges Verhalten des Klägers eschlossen werden, weil diese
Unklarheit nicht beseitigte.
Auch wWenNnn eın Urteil nicht erschlichen wurde, kann sich ıne Partei unier
folgenden Voraussetzungen auf seine Rechtskrait nicht berufen

Das Urteil muß rgebnis unrichtig e1lIn.
Die Partei, die davon Gebrauch macht, muß die Unrichtigkeit des Urteils
kennen.
Es muüssen besondere Umstände hinzutreten, die die Ausnuützung eines
solchen Urteils als sittenwidr1g erscheinen lassen.

Solche Umstände ind aber nicht chon darın sehen, daß VO  - dem UrT-
teil ın Kenntnis seiner Unrichtigkeit Gebrauch gemacht wWITd. Ein Anspruch
des durch das Tteil Benachteiligten nach S  S 826 BGB ist 1Ur Galnz QusSs-
nahmsweise und NUuTr dann gewähren, wWwWenn nach den anzenN Um:-
taänden 1n besonders em Maß unbillig un geradezu unerträglich wäre,
die Ausnutzung des unrichtigen Urteils zuzulassen, daß demgegenüber
der Grundsatz der Rechtskraft ZUTIUÜ:  reten muß (BGH NET  s 1953, 826) Die
Begründung des Landgerichts, niemand könne aQus Unrecht echt herleiten,
die Berufung auf eın unrichtiges Urteil verstoße TeuU und Glauben,
trifft er in dieser allgemeinen Form nicht Z (vgl dazu auch Reinicke
NJ  s 1952,

die Voraussetzung unter zutrifft, kann auf sich beruhen iıne noch-
malıge Prüfung elr für die Bemessung des Schmerzengeldes maßgebli  en



Gesichtspunkte könnte hier sehr wohl dazu führen, daß der VO' Landgericht
ausgesprochene Betrag auf jeden Fall angemessen ware, selbst wWenNnll der
VO Landgericht angeführte Gesichtspunkt nicht berücksichtigt ‚ürde
Auf jeden Fall SInd die Voraussetzungen D) nicht erfullt Das Landgericht
g1ing In seinem Urteil VO. einem Schmerzensgeldbetrag VO  » 000,—
aQdus Es hat auch iın eiınem Vergleichsvorschlag VO. 1957 (BI 142), der
sıch Nur miıt dem Schmerzengeld befaßt, diesen Betrag zugrunde gelegt;
wIie auch 1n dem widerruflichen erglei VO 1957 (BI 150) den
Betrag VvVon 000 unter Berücksichtigung eines Mitverschuldens eigens
für den Schmerzensgeldanspruch ausgeworien a  e, unter TeENNUNG VO  —

dem sonstigen Schaden Der Kläger Walr bDer mıiıt dem OIS:  ag des Ge-
rıchts nicht einverstanden un: lJlehnte ihn mit der Begrundung ab, sel
ın seinem Fall eın wesentlıch höheres Schmerzensgeld angemessete: un der
VO' Landgericht vorgeschlagene Betrag VvÖöllig unzureichend (BI 144
In einem Schriftsatz VO 1957 (Bl. 134) eın chmerzensgeld
VO 000 bis 000 für alNYEMESSECIL bezeichnet. Wenn ihm Iso dann
eın Betrag VO:  e} 9 600 unter Berücksichtigung eines Mitverschuldens 1m
Urteil zuerkannt wurgle‚ dann konnte wohl mit g Gründen der Auf-
fassung sein, daß ihm nicht zuviel zuerkannt wurde und daß die Entsche!i-
dung auf jeden Fall 1m rıchtig sel, selbst wenn die Begründung
nicht ıIn en Punkten zutraf ET gab sich dann mit einem Schmerzensgeld In
dieser Höhe zuirieden un! auch gen der Begründung alleiın kein
Re  smittel einlegen können. Er konnte auch aQus den Urteilsgründen, WEenNnn

s1e überhaupt gelesen hat, nicht entnehmen, welches Gewicht das Land-
gericht dem Umstand beigelegt hat, daß unächst mit einem V erdienstaus-
fall nicht rechnen el. Diıeser Gesichtspunkt wWäar 1mMm übrigen HE einer
unter vielen un! in: konnte der Kläger, dem eın wesentlich höheres MmMer-
zensgel vorschwebte, auch entsprechend ger1ng bewerten. ET er
auch keinen NIla die Beklagten VOI Rechtskrait des Urteils darauf auf-
merksam machen, daß miıt weiteren Schadensersatzansprüchen hervor-
treten werde, ganz abgesehen davon, daß die Beklagten insoweit auch keine
erufung hätten einlegen können. Das Landgericht hat auch Jetz noch keine
Begründung aIiur gegeben, einen Betrag VO. 000 DM aIiur e1N-
gesetzt hat un eın 000 herabgesetztes Schmerzengeld

eın soll. Es hat sich dazu auf seine atzung 1n dem Vergleichs-
VOoIs  ag VO: 19538 berufen, 1n welchem NUur €el. „Das Kloster hat
einen Schmerzengeld-Mehrbetrag erhalten, der voraussichtlich keinestfalls
untier 000 angesehen werden wird (Bl 48) War dieser Gesichtspunkt
198088 eın Faktor beli der Bemessung des Schmerzensgeldes, dann nı ßte im
übrigen mıit mehr als 4 000 verringert werden, amı bel der abschlie-
Benden Kurzung des Schmerzensgeldes 1/3 gen Mitverschuldens die-
S65 auch 000 verringert wird. Kann dem Kläger nıcht nachgewile-
S«  — werden, daß bDe]) Ausnutzung des Urteils dessen Entscheidung 1m Fr-

gebnis wirklich für unri  19 gehalten hat, dann bedarf keines inge-
hens au{f die Ausführungen der Beklagten, das Verhalten des lägers @I -

scheine egen des Hinzutretens besonderer Umstände als sittenwidrig.
Z Hohe der geltend gemachten Ansprüche:
Der Verdienstausfall des Klägers beträgt in dem maßgeblichen eıitraum
83 905,68 D davon ergeben 5 937,12 Davon für onate
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70,— monatlich, Insgesamt Iso 1 960,— abzuziehen. Das ergibt
einen chadensersatz für Erwerbsminderung VO. ınsgesamt wäh-
rend das Landgericht auf rund des Abzuges VO  } 4 000 gen zuviel
bezahlten 5Schmerzensgeld den adensersatzanspruch in volleın Umfang
abgelehnt Insoweıiıt Wal das angeiochtene Urteil abzuändern.
Im übrigen hat das Landgericht mit Zutreffender, VO. den Parteien ın der
erufung nıcht weilıler angegriffener Begründung dem Kläger weiteren Scha-
densersatz In Hohe VOo zugesprochen
Auf die Berufung des Klägers wWar er das Urteil abzuändern, daß die Be-
klagten als Gesamtschuldner weitere 3977,12 zahlen en egen
der Zinsen wird auf das Ersturteil verwlesen. Im übrigen die Berufung
des Klägers keinen Erfolg; das gleiche gıit für die Anschlu.  erufung der
Beklagten.
Die 5 E S n beruht auf $ g 7 9 'g ZPO die vorläufige
Vollstreckbarkeit auf 708 1ft. ZP  ©
Da die Voraussetzungen, ıntler denen 1ne Anfechtung dieses Urteils statt-
findet, unzweifelhaft nicht vorliegen, Waäalr den Anträgen der artej]en auf
Vollstreckungsschutz icht stattzugeben ($ 713 ZPO)
Verkündet Oktober 1959

Es folgen die nterschriften

Beitra35höhe bei freiwilliger Versicherung VO  an

Ordensleuten
Ein Sozialgerichtsurteil

RDENSLEUTE KEIN EIGENES EINKOMMEN. EINE NS-
PERSON KANN SICH BEI FRE  ER VER:!  NG MIT DER

DER INDESTBEITRAG
Urteil des Sozialgerichtes chen, ammer, VOo 8, 1959
Aktenzeichen:

Urteil
In der Angestelltenversicherungsstreitsache
O1s f WOo Schweiklberg, Post Vilshofen Ndby.,., Kläger
Prozeßbevollmächtigter: Odilo appl, Benediktiner-Abtei Schweiklberg,
Post Vilshofen/Ndby.

l_33_nde;v_e£s>iche_ru.ngsanvsta für Angestellte, Berlin-
Wilmersdorfi, Ruhrstraße 2l Beklagte
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